Kurzzusammenfassung zur GR-Sitzung vom 6. Juli 2004

Zu Sitzungsbeginn wurden die aus dem Gemeinderat ausgeschiedenen Mitglieder Franz Mack und Alfred Klabacher nachträglich geehrt. Als Dank und Anerkennung für ihr langjähriges Wirken überreichte ihnen der Bürgermeister das Ehrenzeichen in Silber bzw. in Bronze.

Im 1. und 2. Tagesordnungspunkt beschloss der Gemeinderat eine textliche Änderung der Wasser- und Kanalgebührenordnung, wonach nunmehr Garagen jedenfalls zu 50 % in die Bemessunsgrundlage zur Berechnung der Anschlussgebühr einzubeziehen sind. Die Wirksamkeit der neuen Gebührenordnungen tritt mit 1. August 2004 ein. Den gesamten Verordnungstext können Sie auf der Homepage der Gemeinde Lichtenberg einsehen (www.lichtenberg.ooe.gv.at, Link Gemeindeamt – Bürgerservice – Verordnungen).

Unter Tagesordnungspunkt 3 fasste der Gemeinderat einen Grundsatzbeschluss über mehrere zur Diskussion gestellte Abwasser-Entsorgungsvarianten im Bereich Gis. Als wirtschaftlichste Lösung wurde der Bau eines Freispiegelkanals befunden, in dem die Abwässer vom Bereich Gasthaus Gis bis zum Caritas-Haus abgeleitet werden. 

Über die Erweiterung der Gemeinde-Wasserversorgungsanlage in den Bereichen Mühlbergerstraße, Riedererweg, Gramastettner Straße und Eidenberger Straße beriet der Gemeinderat im 4. Tagesordnungspunkt. Die voraussichtlichen Baukosten wurden – bei einer Gesamtlänge von 1.820 m – mit 94.600 Euro veranschlagt, deren Finanzierung durch Rückgriff auf bestehende Rücklagen, Einhebung der anfallenden Anschlussgebühren sowie allenfalls gewährte Fördermittel des Landes Oberösterreich zu bestreiten wäre. Das Interesse der von der möglichen Erweiterung des Wasserleitungsnetzes Betroffenen ist je nach Art der bisherigen Form der Wasserversorgung sehr unterschiedlich. Nach umfassender Beratung stimmte der Gemeinderat einem Ausbau der Gemeinde-Wasserversorgungsanlage grundsätzlich zu; vor Beginn der Baumaßnahmen ist die Einholung verbindlicher Zusagen der AnschlusswerberInnen erforderlich.

Tagesordnungspunkt 5 betraf den Abschluss eines Werkvertrages zwischen der Gemeinde Lichtenberg und der Fa. DI Gerhard Kurz in Betreff der Bauausführungsphase für die Abwasserbeseitigungsanlage Lichtenberg, BA 06. Zur Aufnahme nachträglicher Verhandlungen mit dem Auftragnehmer im Hinblick auf eventuelle Preisnachlässe wurde der Tagesordnungspunkt vorerst ausgesetzt.

Die Übernahme des Winterdienstes durch die Gemeinde nach Errichtung eines Gehsteiges entlang des Grundstückes Parzelle Nr. 479/7 (Fam. Christine und Rudolf Gangl) an der Hansberg Landesstraße wurde im 6. Tagesordnungspunkt genehmigt.

Gegenstand des 7. Tagesordnungspunktes war die anstehende Sanierung der westseitigen Fassade der Volksschule Lichtenberg. Um tiefer gehende Schäden an der Bausubstanz zu vermeiden, ist unter Beiziehung von Professionisten die Ursache der bisher aufgetretenen Mängel (gelegentlicher Wassereintritt nach intensiven Regenfällen, feuchtes Mauerwerk, Rückstau der Dachabwässer) abzuklären. Der Gemeinderat beschloss, mit den notwendigen Reparaturmaßnahmen ehestmöglich zu beginnen.

Die Vermietung der Mansardenwohnung im ehemaligen Lehrerwohnhaus ab September 2004 genehmigte der Gemeinderat im 8. Tagesordnungspunkt. Nähere Informationen dazu entnehmen Sie bitte Seite x der vorliegenden Gemeindenachrichten.

Dem unter Tagesordnungspunkt 9 behandelten Ansuchen von Herrn Peter Affenzeller um Ankauf einer Teilfläche der Parzelle Nr. 1751/7 (betr. Spielwiese nordöstl. des so genannten „Saubühel“) wurde nicht entsprochen.

Das Ansuchen der Fam. Mag. Scheiblhofer bezog sich ebenfalls auf den Ankauf einer Teilfläche aus der Parzelle Nr. 1751/7. Auch hier entschied der Gemeinderat, dass das Ansuchen um Erwerb der Grundfläche abgelehnt wird (Tagesordnungspunkt 10).

Im 11. Tagesordnungspunkt berichtete der Obmann des Prüfungsausschusses Kurt Wiesinger über die Sitzung vom 8. Juni 2004. Es wurde dabei eine Kassenprüfung vorgenommen, in der Übereinstimmung zwischen Soll- und Ist-Bestand festgestellt werden konnte. Des Weiteren prüfte der Ausschuss die Belege der Monate September 2003 – Mai 2004. Auch hier gab es keine Beanstandungen. Abschließend wurden eingeholte Versicherungsangebote für eine Gebäude- und eine Fahrzeugversicherung verglichen, um die Wirtschaftlichkeit der derzeit laufenden Versicherungen einer Kontrolle unterziehen zu können. Bis zum Ende der Vertragslaufzeit im Jahr 2008 ist ein Wechsel der Versicherung jedoch nicht möglich. Es erscheint daher zweckmäßig, angesichts der längerfristigen Bindung entsprechende Prämiennachlässe zu begehren.

Am Ende der Sitzung wurde ein von der SPÖ-Gemeinderatsfraktion eingebrachter Dringlichkeitsantrag behandelt. Dieser hatte einen Resolutionsentwurf zum Inhalt, der die Ablehnung der derzeit in Diskussion stehenden Privatisierungsvorhaben (Postbus, Telekom usw.) fordert, da dies zum Nachteil der Infrastruktureinrichtungen in den einzelenen Gemeinden führen würde. Der Gemeinderat lehnte die Resolution mehrheitlich ab.

